
§ 48 AnglVO, der ausdrücklich die Vorschriften aufhebt, 
die die drei genannten Verfahrensarten als eine An­
gelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezeich- 
neten. § 44 AnglVO enthält die grundlegende verfah­
rensrechtliche Bestimmung, wonach die Vorschriften 
der ZPO ergänzend Anwendung finden, soweit die 
AnglVO in den §§ 45 bis 47 nichts anderes bestimmt. 
Damit ist eindeutig geklärt, daß ein Zurückgreifen und 
eine Bezugnahme auf Bestimmungen des FGG nicht 
mehr zulässig ist. Das bedeutet z. B. im einzelnen, daß 
jetzt eine mündliche Verhandlung durchzuführen ist, 
an der Schöffen teilzunehmen haben, und daß — mit 
den für das Todeserklärungsverfahren aus § 45 AnglVO 
ersichtlichen Einschränkungen — an Stelle des Amts­
betriebes jetzt der Parteibetrieb getreten ist. Für das 
Hausratsverfahren ist daraus besonders zu entnehmen, 
daß Antragsteller und Antragsgegner Parteistellung im 
Sinne der ZPO einnehmen. „Beteiligte“ im Verfahren 
über die Zuweisung der ehelichen Wohnung gern. § 7 
HVO gibt es nicht mehr. Die ZPO kennt solche Be­
teiligte ohne Parteistellung nicht. Ihnen bleibt nur die 
Möglichkeit der Streitgenossenschaft, oder das Gericht 
kann sie zur Ermittlung der objektiven Wahrheit als 
Zeugen im Verfahren hören (vgl. Artzt NJ 1952 S. 508). 
Für die Beweisaufnahme, insbesondere für den Zeugen- 
und Sachverständigenbeweis sowie für die Vereidigung 
gelten jetzt unmittelbar die Vorschriften der ZPO, nicht 
wie früher mittelbar auf Grund der Verweisung des 
§ 15 FGG. Der alte theoretische Streit, ob im Hausrats­
verfahren als Angelegenheit der freiwilligen Gerichts­
barkeit die eidliche Vernehmung der Beteiligten im 
Sinne der Parteivemehmung nach §§ 445 ff. ZPO zu­
lässig ist, hat durch die Neuregelung in der AnglVO 
sein Ende gefunden; die Frage ist selbstverständlich zu 
bejahen (vgl. Schrodt NJ 1952 S. 547). Für die Be­
schwerdeinstanz in Hausratssachen finden ebenfalls die 
§§ 19 ff. FGG keine ergänzende Anwendung mehr, son­
dern jetzt die §§ 567 ff. ZPO; eine mündliche Ver­
handlung ist in zweiter Instanz aber nicht zwingend.

Schwieriger ist die Frage zu beantworten, ob heute 
in Hausratsverfahren ein Anerkenntnis- und Versäum­
nisurteil zulässig ist. Solange das Verfahren nach der 
HVO eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbar­
keit war, hat es selbstverständlich kein Anerkenntnis- 
und Versäumnisurteil gegeben. Die Frage ist aber auch 
heute zu verneinen. Die AnglVO hat das Hausrats­
verfahren als Beschlußverfahren übernommen, denn 
nach § 46 AnglVO entscheidet das Gericht auf Grund 
mündlicher Verhandlung durch Beschluß. Es bedarf 
keiner langwierigen Untersuchungen, um festzustellen, 
daß die Vorschriften des Versäumnisverfahrens in den 
§§ 330 ff. ZPO, insbesondere auch die Ausgestaltung des 
Einspruchs gegen das Versäumnisurteil, für das Be- 
schlußverfahren nicht passen. Dasselbe gilt auch für 
ein Anerkenntnisverfahren.

Auch die besonderen Vorschriften in §§ 8—10 HVO 
lassen es nicht zu, ein Anerkenntnis- oder Versäumnis­
verfahren durchzuführen. Gerade diese Bestimmungen 
zeigen besonders deutlich, daß aus § 46 AnglVO nicht 
hergeleitet werden kann, es handele sich bei der vor­
geschriebenen mündlichen Verhandlung um eine kon­
tradiktorische Verhandlung. Wie sollte z. B. im Todes­
erklärung sverfahren eine kontradiktorische Verhand­
lung aussehen, wenn es nur einen Antragsteller, aber 
keinen Antragsgegner gibt? Hier kann die mündliche 
Verhandlung nur so verstanden werden, daß über den 
Antrag ebenfalls in öffentlicher Sitzung entschieden 
wird, zu der der Antragsteller sowie alle anderen nach 
dem Gesetz Antrags- oder Beschwerdeberechtigten zu 
laden sind und erscheinen können.

Die §§ 8—10 HVO geben dem Richter bei der gerech­
ten und zweckmäßigen Verteilung des Hausrats weit­
gehende Befugnisse. Er hat vor allen Dingen auch zu 
berücksichtigen, wer von den Ehegatten das Sorgerecht 
für die Kinder hat. Hausrat, der beiden Ehegatten ge­
meinsam gehört, geht in das Alleineigentum des Ehe­
gatten über, dem sie der Richter zubilligt. In diesem 
Falle soll der Richter dem Ehegatten zugunsten des an­
deren eine Ausgleichszahlung auf erlegen, wenn dies der 
Billigkeit entspricht (§ 8 HVO). Er kann auch not­
wendige Gegenstände, die im Alleineigentum eines Ehe­
gatten stehen, z. B. im Interesse der Kinder dem an­

deren Ehegatten zuweisen, wenn dieser auf die Weiter­
benutzung angewiesen ist und es dem Eigentümer zu­
gemutet werden kann. Hier kann der Richter sogar 
zwischen den Ehegatten ein Mietverhältnis begründen 
und den Mietpreis festsetzen (§ 9 HVO). Haftet ein Ehe­
gatte allein oder haften beide Ehegatten als Gesamt­
schuldner für Schulden, die mit dem Hausrat Zusam­
menhängen, so kann der Richter auch bestimmen, 
welcher Ehegatte im Innenverhältnis zur Zahlung der 
Schulden verpflichtet ist (§ 10 Abs. 1 HVO). Diese rechts­
gestaltende Einwirkungsmöglichkeit würde der Richter 
im Anerkenntnis- oder Versäumnisverfahren völlig ver­
lieren, denn hier würde er an die Anträge der Parteien 
gebunden sein, wenn die Voraussetzungen für den Er­
laß eines Anerkenntnis- oder Versäumnisurteils gegeben 
sind.

Dem Kreisgericht Plauen ist auch darin zuzustimmen, 
daß für ein durch Beschluß zu entscheidendes Verfahren 
§ 331a ZPO nicht anwendbar ist. Sämtliche Vorschriften 
in den §§ 330 ff. ZPO sind ausgesprochen auf das Ur­
teilsverfahren zugeschnitten. Die Ausgestaltung des 
Hausratsverfahrens als Beschlußverfahren läßt es nicht 
zu, daß ein Anerkenntnis- oder Versäumnisverfahren 
oder eine kontradiktorische Verhandlung qlurchgeführt 
werden kann.

Gerade diese in der Praxis auftretenden Zweifels­
fragen zeigen, wie unzulänglich das in der AnglVO 
geregelte Beschlußverfahren ist. Die ehemalige frei­
willige Gerichtsbarkeit kannte nur das Beschlußverfah­
ren, während für die streitige Gerichtsbarkeit das Ur­
teilsverfahren kennzeichnend ist. Es mag sein, daß bei 
der Ausgliederung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
bei der Übernahme der drei Verfahrensarten in die 
streitige Gerichtsbarkeit noch traditionelle Vorstellun­
gen nachgewirkt haben. Das Beschlußverfahren in der 
streitigen Gerichtsbarkeit ist jedoch ein Zwittergebilde, 
das stets zu Unklarheiten und Zweifeln Anlaß geben 
wird. Hier kann aber nur der Gesetzgeber eine kon­
sequente Lösung geben.

Dr. Wolfgang K o c h ,
Hauptreferent im Ministerium der Justiz

§§ 9, 10, 18 GKG; §§ 3, 9 ZPO.
Zur Berechnung des Streitwerts in einem Prozeß, in 

dem die Verpflichtung des Mieters zur Vornahme der 
Treppenreinigung streitig ist.

Stadtgericht Groß-Berlin, Beschl. vom 4. November 
1954 - 3 T 252/54.

In dem zwischen den Parteien anhängig gewesenen Rechts­
streit, der durch Klagerücknahme seine Erledigung gefunden *
hat. hatten die Kläger beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
die Treppe lm Hause der Kläger vom Parterre zum 1. Stock 
jede zweite Woche einmal durch Fegen und Wischen zu rei­
nigen.

Nachdem der Vertreter der Beklagten gebeten hatte, den 
Streitwert für den Rechtsstreit auf 500 DM zu bemessen, der 
Vertreter der Klägerin demgegenüber beantragt hatte, den 
Streitwert nicht über 100 DM anzunehmen, hat das Stadt­
bezirksgericht den Streitwert auf 100 DM festgesetzt.

Gegen diesen Beschluß wendet sich der Vertreter der Be­
klagten in seiner Beschwerde, in der er ausführt, daß sich 
das Stadtbezirksgericht rechtsirrtümlich dem Standpunkt der 
Kläger angeschlossen habe. In dem vorliegenden Fall sei der 
Streitwert, da es sich um regelmäßig wiederkehrende Lei­
stungen handele, nach § 9 ZPO zu berechnen.

Ohne einen bestimmten Antrag zu stellen, ist der Vertreter 
der Beklagten der Ansicht, daß unter Zugrundelegung der 
vom Klägervertreter angenommenen Bewertung von 2,50 DM 
für die einzelne Tätigkeit in Anwendung des § 9 ZPO von 
einem Streitwert von 812,50 DM auszugehen sei.

Die Beschwerde ist gemäß § 12 RAGebO in Verbindung mit 
§ 18 GKG als aus eigenem Recht des Vertreters der Beklag­
ten eingelegt statthaft und auch begründet.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
B e i  d e r  Berechnung des Streitwerts ist vorliegend von 

§ 9 ZPO auszugehen, da es sich um regelmäßig wieder­
kehrende Leistungen handelt. Demgegenüber ist der 
erstinstanzliche Beschluß, der den Streitwert auf 
100 DM festsetzt, mit der bestehenden gesetzlichen Rege­
lung nicht in Einklang zu bringen. Offenbar ist der 
Vorderrichter bei seiner Entscheidung von § 10 Abs. 1 
Satz 1 GKG ausgegangen, ohne allerdings den hier 
vorgesehenen Mindestwert, den einjährigen Mietszins, 
seiner Streitwertberechnung zugrundezulegen.
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